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Sicherheit von Großveranstaltungen gewährleisten – Landesregierung muss
Veranstaltungsgesetz vorlegen

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 17/2406

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) –

Vorsitzender Daniel Sieveke: Ich begrüße die Mitglieder des Ausschusses, die Vertre-
ter des Ministeriums, die Zuhörerinnen und Zuhörer, die Medienvertreter und vor allem
die sachverständigen Gäste recht herzlich zur 20. Sitzung des Innenausschusses.

Diese Sitzung wird per Videolivestream im Internet übertragen. Die Sachverständigen
haben sich gemäß der Einladung damit einverstanden erklärt.

Die zur Mitberatung aufgerufenen Ausschüsse – der Ausschuss für Heimat, Kommu-
nales, Bauen und Wohnen sowie der Rechtsausschuss – beteiligen sich nachrichtlich
an der Anhörung.

Ich danke den Sachverständigen für ihre schriftlich eingereichten Stellungnahmen.
Diese sind für die Abgeordneten eine wesentliche Arbeitserleichterung und Unterstüt-
zung dabei, in der heutigen Anhörung wesentliche Fragen zu stellen.

Die kommunalen Spitzenverbände haben sich zusammengeschlossen und eine ge-
meinsame Stellungnahme abgegeben, konnten eine Teilnahme heute aber nicht er-
möglichen.

Wie in der Einladung mitgeteilt, verzichten wir auf Eingangsstatements. Ich appelliere
an die Abgeordneten, die Sachverständigen direkt anzusprechen; es können auch Fra-
gen an alle Sachverständigen gestellt werden.

Christina Weng (SPD): Ein ganz herzlicher Dank seitens der SPD-Fraktion für Ihre
Stellungnahmen.

Die erste Frage richte ich an Dr. Kapteina: In Ihrer Stellungnahme schreiben Sie über
eine „unübersichtliche und defizitäre Rechtslage mit unklaren Zuständigkeiten“. – Wel-
che Hauptkritikpunkte haben Sie an der derzeitigen Situation im Bereich „Veranstal-
tungssicherheit“ – wo liegen die größten Mängel und Defizite? Welche konkreten An-
regungen können Sie uns geben?

Die nächste Frage geht ebenfalls an Herrn Dr. Kapteina sowie an Herrn Fuß und Herrn
Hußmann: Die kommunalen Spitzenverbände schreiben, durch den Orientierungsrah-
men des MIK werde ein „wichtiger Beitrag zur Klärung und Übersichtlichkeit geleistet,
liefert dieser doch wertvolle Hinweise und vermittelt einen Ein- und Überblick zur gel-
tenden Rechtslage“. – Warum ist – wie wir es in Ihren Stellungnahmen lesen konnten –
aus Ihrer Sicht der Orientierungsrahmen für die Planung, Genehmigung, Durchführung
und Nachbereitung von Großveranstaltungen nicht ausreichend? Welche Defizite ma-
chen eine verbindliche Regelung erforderlich?
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Als Nächstes wende ich mich an Herrn Buschhoff: Welche Bedeutung hat die durch
den Antrag angestoßene verstärkte politische Debatte? Sie sind hier außerdem derje-
nige, der in Bezug auf Veranstaltungen und deren Rahmenbedingungen über die
größte Erfahrung – europaweit, eigentlich sogar weltweit – verfügt. Welche Rolle spie-
len der Sicherheitsdienst und dessen Expertise? Haben Sie Vorschläge für Präzisie-
rungen? Da es oft heißt, dort sei der Sicherheitsaspekt durchdrungener: Was machen
andere im europäischen Raum besser als wir? Was halten Sie von der Idee der inter-
disziplinären Zusammenarbeit?

Nun hätte ich gerne noch die kommunalen Spitzenverbände nach der Divergenz zwi-
schen ihren Aussagen in der heute vorliegenden Stellungnahme und der Diskussion
zum Baurecht im April befragt. Das ist nun heute nicht möglich; wir müssen klären, wie
wir zu einer Präzisierung kommen können. Es muss geklärt werden, was die eigentli-
che Aussage sein soll.

Vorsitzender Daniel Sieveke: Frau Weng, heutige Grundlage sind die Aussagen der
kommunalen Spitzenverbände in deren Stellungnahme, die zu der laufenden Sitzung
abgegeben wurde. Sie können bei Fragen dazu noch einmal auf die Verbände zuge-
hen und deren weitere Aussagen dann gerne auch dem Ausschuss vorlegen. Wir wer-
den sie aber nicht noch einmal einladen. Natürlich gibt es Gründe, warum jemand nicht
zu einer Anhörung erscheinen kann, und genau deswegen gibt es die schriftlichen
Stellungnahmen.

Dr. Christos Georg Katzidis (CDU): Auch von unserer Seite herzlichen Dank für die
Stellungnahmen und die Bereitschaft dazu, uns heute zur Verfügung zu stehen.

In der ersten Runde haben wir drei Fragen; die erste geht an Herrn Hußmann. In Ihrer
Stellungnahme schreiben Sie, dass eine landes- und bundesgesetzliche Regelung
notwendig sei und erachten gleichzeitig den Orientierungsrahmen des MIK als positiv.
Mit Blick auf die mögliche Bandbreite im Veranstaltungsbereich – es gibt eine Fülle
denkbarer Formate wie Schützenfestzelte, Martinsumzüge, Konzerte, CSD, etc. –:
Worin sehen Sie den Mehrwert einer gesetzlichen Regelung gegenüber einem Orien-
tierungsrahmen?

Die zweite Frage richtet sich an Herrn Buschhoff: Sie schreiben, aus Ihrer Sicht sei
eine Differenzierung zwischen großen und kleinen Veranstaltungen nicht angebracht;
vielmehr favorisieren Sie eine ganzheitliche Betrachtung. Sollte es dafür einen Rah-
men geben? In welcher Form – also als gesetzliche Regelung, Orientierungsrahmen,
Verordnung, Handlungsempfehlung oder Ähnliches – könnte dieser ausgestaltet wer-
den?

Zuletzt frage ich alle Sachverständigen: Es gibt mehrere Publikationen, Forschungs-
projekte, ein Handbuch des Veranstaltungsrechts aus dem Jahre 2013 und ein digita-
les Handbuch zum Veranstaltungsrecht, Stand Juli 2018, in denen bereits viele Dinge
erklärt werden. Diese Publikationen richten sich – mit Blick auf die dortigen Verfahren
und unterschiedlichen Vorgehensweisen – in besonderem Maße an die Behörden.
Reicht all das aus Ihrer Sicht nicht aus?



Landtag Nordrhein-Westfalen - 5 - APr 17/368

Innenausschuss 13.09.2018
20. Sitzung (öffentlich) CR

Nic Peter Vogel (AfD): Auch von uns einen großen Dank dafür, dass Sie hier erschie-
nen sind und vorab Ihre inhaltlich sehr fundierten Stellungnahmen eingebracht haben.

Meine erste Frage geht an Herrn Dr. Kapteina. Der Antragsteller fordert, die Zulassung
und Überwachung von Großveranstaltungen durch ein spezifisches und einheitliches
Veranstaltungsrecht zu regeln. Insgesamt scheint in dem Antragstext aber kaum etwas
spezifisch zu sein. Konkrete Gestaltungsvorschläge für ein einheitliches und sicheres
Veranstaltungskonzept bleibt der Antragsteller in seinen Ausführungen schuldig. – Wie
bewerten Sie den 2012 veröffentlichten Orientierungsrahmen für Großveranstaltun-
gen? Ist dieser nicht ausreichend bzw. wenn nicht, was ist an ihm zu bemängeln?

Die zweite Frage richte ich an Herrn Thomas Hußmann: Kann der 2012 veröffentlichte
Orientierungsrahmen als Grundlage eines einheitlichen Veranstaltungsgesetzes die-
nen? Wenn ja, was wären die grundlegendsten Veränderungen bzw. Optimierungen,
die vorgenommen werden sollen? Welche Faktoren würden Sie des Weiteren als es-
senziell für die im Antrag konstatierte „gestiegene Terrorgefahr“ ansehen?

Meine vorerst letzte Frage geht an Herrn Fuß und Herrn Buschhoff und betrifft den
Bürokratieabbau durch ein neues Gesetz. Der Antragsteller stellt besonders heraus,
es sei wichtig, dass ein neues Veranstaltungsgesetz nicht zu mehr Regeln oder höhe-
ren Kosten für die Veranstalter – zum Beispiel der Schausteller, Karnevalsvereine und
Schützenvereine – führen dürfe. Wie soll dies gewährleistet werden? Wie will man
bestmögliche Sicherheit – individuell auf die mannigfaltigen Anforderungen unter-
schiedlichster Veranstaltungen zugeschnitten – mit einem schlanken, gut verständli-
chen Regelwerk in Einklang bringen? Wie schätzen Sie die Erfolgschancen dieses
Vorhabens ein?

Dr. Werner Pfeil (FDP): Auch von unserer Seite Danke für die Stellungnahmen. – Die
erste Frage, die wir an alle vier anwesenden Sachverständigen haben: Welche recht-
lichen Verbesserungen ergäben sich, würde der Orientierungsrahmen in Gesetzes-
form umgewandelt?

Darüber hinaus haben wir zwei Fragen an Herrn Hußmann und Herrn Dr. Kapteina:
Können Sie uns vier wichtige Punkte nennen, die von dem Orientierungsrahmen ab-
weichend in Form eines Gesetzes geändert werden müssten, um mehr Rechtssicher-
heit zu erhalten?

Die zweite Frage: Wie schätzen Sie bei gesetzlicher Normierung die Gefahr eines un-
zulässigen Eingriffs in das kommunale Selbstverwaltungsrecht nach Art. 28 Abs. 2
Grundgesetz ein?

Berivan Aymaz (GRÜNE): Herzlichen Dank an die Sachverständigen auch von mei-
ner Seite für Ihre Teilnahme heute.

Ich stelle eine Frage an Sie alle: Würden Sie hinsichtlich des in den Stellungnahmen
und den bisherigen Fragen mehrmals genannten Orientierungsrahmens zustimmen,
dass es wichtig wäre, diesen, da er – wie auch den Stellungnahmen zu entnehmen war –
viele gute Ansätze bietet, intensiv auszuwerten und daran anschließend einen Ausar-
beitungsprozess mit Blick darauf, ob ein Veranstaltungsgesetz nötig ist, einzuleiten?
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Nun wende ich mich konkret an Herrn Fuß: Erklären Sie bitte noch einmal, warum
verbindliche gesetzliche Vorgaben für Großveranstaltungen besonders aus Sicht klei-
nerer Kommunen wünschenswert sind. Worin besteht der Unterschied zu größeren
Kommunen?

In der Anlage war die Musterverordnung des bundesweiten Fachgremiums zur Veran-
staltungssicherheit enthalten. Falls Sie alle diese gelesen haben: Wie beurteilen Sie
diese Verordnung?

Meine abschließende Frage: Im Vorfeld der Festlegung des Orientierungsrahmens
wurde befürchtet, dass vor allem ehrenamtlich geführte Vereine und Verbände nach
dem Erlass bestimmte Feste oder Umzüge nicht mehr werden durchführen können.
Hat sich das bestätigt?

Dr. Gerd-Ulrich Kapteina (Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH): Zunächst
herzlichen Dank für die Einladung und die Gelegenheit, heute zu Ihren Fragen Stellung
nehmen zu können.

Frau Weng, eine Bemerkung vorab: Am 8. Dezember 2017 hat in Duisburg der Love-
parade-Prozess begonnen. Für alle Verfahrensbeteiligten war von Anfang an wichtig,
dass die Ursachen dieser Tragödie aufgearbeitet werden, weil das bisher – jedenfalls
aus Sicht der Verfahrensbeteiligten und eines Teils der Öffentlichkeit – nicht ausrei-
chend geschehen war.

Inzwischen läuft das Verfahren mit sehr beeindruckenden Beweisaufnahmen seit fast
zehn Monaten, und so wird es bis Ende des Jahres weitergehen. Die heutige Erkennt-
nislage ist mit der vom Ende des letzten Jahres nicht vergleichbar. Insofern hat der
Prozess allein diesbezüglich einen erheblichen Mehrwert erbracht. Voraussichtlich
werden noch weitere Erkenntnisse gewonnen werden, weil der Gerichtsgutachter Pro-
fessor Gerlach im Rahmen seines Forschungsauftrages und der richterlichen Aufga-
benstellung inzwischen rund 3.500 Seiten Gutachten zur Analyse der Loveparade-Ka-
tastrophe vorgelegt hat und sich in seinem Gutachten über die eigentlichen Gescheh-
nisse hinaus auch mit der Veranstaltungssicherheit allgemein auseinandersetzen
musste. In Zukunft werden wir daraus also noch erhebliche Erkenntnisse gewinnen,
mit denen wir uns dann auseinandersetzen werden müssen – sie werden aus meiner
Sicht Handlungsbedarf aufzeigen.

Nun zu Ihren Fragen, die ich auf Basis des heutigen Erkenntnisstands beantworte:
Das heutige Veranstaltungsrecht hat aus meiner Sicht zwei gravierende Mängel: ers-
tens die Überbürokratisierung und zweitens eine mangelnde Gewährleistung von Ver-
anstaltungssicherheit.

Zuerst gehe ich auf den Aspekt „bürokratische Überfrachtung“ ein: Das aktuelle Ver-
anstaltungsrecht in Nordrhein-Westfalen sieht eine Vielzahl von Anzeige- und Geneh-
migungspflichten für die Veranstalter vor. Diese müssen durch die Veranstalter in un-
terschiedlichen Erlaubnis- und Anzeigeverfahren abgearbeitet werden. Im Orientie-
rungsrahmen des MIK wird dazu ab Seite 21 Stellung genommen und dabei zu Recht
darauf hingewiesen, dass es für die Vielzahl an Genehmigungen keine gesetzliche
Bündelung gibt.
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Kennzeichnend für diese Überfrachtung ist das Baurecht: Wird eine Veranstaltungs-
fläche aus Sicherheitsgründen – wie auch in Duisburg geschehen – mit einem variab-
len Bauzaun eingegrenzt, muss nach der geltenden Auffassung des Landesbauminis-
teriums eine Baugenehmigung für die Veranstaltung erteilt werden – auch dann, wenn
diese nur einen Tag oder nur wenige Stunden dauert. Damit nicht genug: Das Landes-
ministerium ist außerdem der Ansicht – und das ist Verwaltungspraxis und so auch in
Duisburg geschehen –, dass, wenn durch die Einzäunung eine sogenannte bauliche
Gesamtanlage und nicht nur eine Nutzungsänderung entsteht, eine Einmessung, also
eine Prüfung der Baugenehmigung durch das Bauamt, erfolgen muss. Dies hat zur
Folge, dass gemäß der einschlägigen Bauprüfverordnung ein vermaßter Lageplan vor-
liegen muss, für den die einzelnen Fahrgeschäfte, Buden und sonstige fliegende Bau-
ten zentimetergenau vermessen sein müssen. Weiter folgt daraus, dass bei der Ab-
nahme vor Beginn der Veranstaltung eine Einmessung – also eine Prüfung – der Bau-
genehmigung durch das Bauamt erfolgen muss. Dies ist in der Regel nur möglich,
wenn ein solches Einmessergebnis von einem Vermessungsingenieur vorgelegt wird.

Denkt man an die Gefahr terroristischer Anschläge und die heutigen Anforderungen,
bedeutet das, dass in Zukunft jeder Weihnachtsmarkt und jedes Public Viewing – weil
diese eingezäunt werden – baugenehmigungspflichtig wird. Das kann man wollen,
aber ich würde dringend davon abraten, da es einen unangebrachten bürokratischen
Aufwand erfordert, der große wie kleine Veranstalter vor teils unlösbare Fragen und
unangemessene Kosten stellt. Hinsichtlich der Veranstaltungssicherheit führt dies au-
ßerdem zu keiner Effizienzerhöhung, vielmehr ist das Gegenteil der Fall.

Das zweite Thema „Veranstaltungssicherheit“: Die von mir dargelegte Auffächerung
verschiedener bürokratischer Anzeige- und Genehmigungsverfahren ist gefährlich,
weil durch diese parallel verlaufende behördliche Entscheidungsstränge entstehen,
bei denen – so übrigens in Duisburg geschehen – die integralen Zuständigkeiten ver-
schwimmen. Erfahrungen aus den Städten und Gemeinden unseres Landes zeigen,
dass zwischen den Bau- und Ordnungsämtern immer wieder Reibungsverluste hin-
sichtlich der letztendlichen Verantwortlichkeit entstehen.

In diesem Sommer fand beispielsweise in einer nordrhein-westfälischen Großstadt
eine Sportveranstaltung in einem Steinbruch, der partiell eingezäunt war, statt. Zwi-
schen Bauamt und Ordnungsamt entstand eine unterschiedliche Auffassung – mit Ein-
beziehung des Landesbauministeriums – über die Zuständigkeit. Die eigentliche Ver-
anstaltungsfläche war nämlich für die Öffentlichkeit nicht zugänglich. Der Streit zwi-
schen den beiden Fachämtern konnte nicht beendet werden. Am Ende sollte der
Hauptverwaltungsbeamte der Stadt entscheiden; dieser wusste aber auch nicht weiter.
Schlussendlich hat niemand entschieden, und die Veranstaltung wurde ohne behörd-
liche Beteiligung durchgeführt.

Die Abläufe im Vorfeld der Loveparade sind ein weiteres fatales Beispiel: Nach mehr-
jähriger, seit 2007 andauernder Planung stellte sich rund drei Monate vor der Veran-
staltung, die am 24. Juli 2010 stattgefunden hat, die Erforderlichkeit einer Einzäunung
heraus. Diese war aus Sicherheitsgründen nötig, damit die Leute nicht auf die Auto-
bahn laufen konnten – die allerdings gesperrt war. Wegen dieses Bauzauns wurde die
Bauaufsicht zuständig.
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Dazu wurde vor wenigen Wochen der ehemalige Leiter des Ordnungsamtes der Stadt
Duisburg vernommen. Er bekundete Folgendes: Ja, nachdem das Bauaufsichtsamt
zuständig war, hatten wir eine Hauptgenehmigungsbehörde, die dann auch die Ver-
antwortung für diese Veranstaltung trug. – Er verwendete den Begriff „Hauptgenehmi-
gungsbehörde“. Davon auszugehen war ein fataler Irrtum; es gibt – zumindest im Ver-
anstaltungsrecht – bis heute keine Hauptgenehmigungsbehörde; über die Notwendig-
keit einer solchen sollten wir diskutieren.

Ein Baugenehmigungsverfahren deckt ausschließlich die spezifisch baurechtlichen,
also die von baulichen Anlagen ausgehenden Gefahren ab. Baugenehmigungen sind
keine Veranstaltungsgenehmigungen; da sind sich das Landesbauministerium und
das Landesinnenministerium absolut einig und stimmen damit auch mit dem Orientie-
rungsrahmen überein. Entsteht eine Baugenehmigungspflicht, entbindet das die ande-
ren ordnungsbehördlich tätigen Ämter nicht von der Verpflichtung, sich um die in ihrem
Zuständigkeitsbereich liegenden Gefahren zu kümmern.

Darüber, dass eine Baugenehmigung keine Veranstaltungsgenehmigung ist, sind sich
also alle einig. Wo aber die Regelungsgrenze zwischen Baugenehmigungen und sons-
tigen veranstaltungsrechtlichen Genehmigungen verläuft, ist ungeklärt. Ich mutmaße –
wobei man im Augenblick noch zurückhaltend sein muss –, dass eine der Ursachen
für die Loveparade-Katastrophe in dieser ungeklärten Verantwortung der Ämter liegt.
Es besteht die Gefahr, dass – und das sage ich jetzt salopp und beziehe es nicht auf
Duisburg – sich eine Stelle auf die andere verlässt. Das ist gefährlich und kann bei der
Durchführung von Veranstaltungen verheerend sein. – So viel zu den ersten beiden
Fragen, Frau Weng.

Nun dazu, ob der Orientierungsrahmen für die Gewährleistung der Veranstaltungssi-
cherheit ausreicht: Die Antwort lautet Nein. Das meiste, was nach der Katastrophe von
Duisburg durch den Orientierungsrahmen vorgeschlagen wird, ist richtig, war aber an-
lässlich der Loveparade-Veranstaltung bereits umgesetzt – trotzdem ist das Unglück
geschehen. Das betrifft folgende Aspekte: Der Orientierungsrahmen schlägt vor, einen
zentralen Koordinator und Ansprechpartner für Veranstaltungen zu bestellen. Grund-
sätzlich ist das sinnvoll; in Duisburg gab es diesen in Person des damaligen Rechts-
und Ordnungsdezernenten, der sich als solcher zur Verfügung gestellt, selbst berufen
und dann in dieser Position fungiert hat. Als aber im Nachhinein nach der Verantwort-
lichkeit gefragt wurde, bekundete er bei seiner Zeugenvernehmung in öffentlicher Ver-
handlung, er habe zwar immer versucht, in der Angelegenheit zuständig zu sein, nicht
aber hinsichtlich der Genehmigung – dies sei etwas völlig anderes. – Es ist also ent-
scheidend, dass festgelegt wird, dass der zentrale Ansprechpartner und Koordinator
auch Verantwortung trägt, für die er dann einstehen muss.

Vorsitzender Daniel Sieveke: Herr Dr. Kapteina, ich finde das Geschehen im Zusam-
menhang mit Duisburg hochspannend; diese Anhörung ist aber nicht der Rahmen, um
darüber zu sprechen. Sie haben ja eben auch selber geschildert, dass die Beweisan-
träge und das Verfahren noch laufen.
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Dr. Gerd-Ulrich Kapteina (Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH): Vielen Dank
für den Hinweis, ich mache es ganz kurz.

Erster Punkt: Der Orientierungsrahmen schlägt einen zentralen Ansprechpartner
vor. – Das ist auch richtig so, aber es muss gesetzlich geregelt werden, dass dieser
auch die Verantwortung trägt.

Zweiter Punkt: Es ist ein Koordinierungsgremium vorgeschlagen worden. – Auch das
gab es schon in Duisburg. Es sollte gesetzlich vorgeschrieben werden, wer in diesem
Koordinierungsgremium sitzt und dass dort Verantwortung getragen wird.

Dritter Punkt: Hinsichtlich der Erforderlichkeit eines Sicherheitskonzeptes, das die
Sonderbauverordnung vorschreibt, ist bis heute nicht einmal geregelt, dass dieses
schriftlich vorliegen muss. Deswegen brauchen wir eine klare Regelung, wie dieses
Sicherheitskonzept auszusehen hat und in welcher Form es erstellt werden muss.

Vierter Punkt: Ist Einvernehmen herzustellen? – Die Sonderbauverordnung schreibt
Einvernehmen vor. Reicht es dafür aus, wenn in einer Arbeitsgruppe – also in einem
Koordinationsgremium – die Frage „Gibt es noch Bedenken gegen das von uns bis
heute erarbeitete Sicherheitskonzept?“ gestellt wird und keiner Einwände erhebt? Ist
das Einvernehmen oder nicht? – Das ist bis heute ungeklärt.

Fünfter Punkt: Wo endet der öffentliche Raum? Es geht dabei um die Verantwortlich-
keit von Veranstalter bzw. Ordnungsbehörden. Endet der öffentliche Raum am eigent-
lichen Veranstaltungsgelände oder geht er darüber hinaus – in einer Großstadt viel-
leicht sogar bis zum Hauptbahnhof? Die Meinungen dazu gehen in der Literatur weit
auseinander. Es sind jedenfalls klare Vorgaben nötig, wo der öffentliche Raum endet
und wo die privaten Verantwortlichkeiten beginnen. – So viel zu diesen aus meiner
Sicht wichtigen Punkten.

Zur Frage der CDU, ob die Handbücher ausreichen: Die klare Antwort ist, dass sie
nicht ausreichen. Soweit ersichtlich, gibt es dort keine Vorgaben hinsichtlich der Über-
prüfung von Personenströmen. Es finden sich keine Hinweise darauf, dass Kapazitäts-
betrachtungen durchzuführen sind; insbesondere solche, die einen Abgleich zwischen
den zu erwartenden Besuchern und der Dimension der jeweiligen Fläche vorgeben.
Das muss dringend nachgearbeitet sowie eine Handreichung für die betroffenen Ämter
erstellt werden.

Einem Mitarbeiter eines Bauamtes durch seine Unterschrift unter eine Baugenehmi-
gung die finale Verantwortung für eine Veranstaltung mit bis zu 250.000 Leuten zu
übertragen, ist ausgesprochen fragwürdig. Sie müssen daher damit rechnen, dass in
den Bauämtern des Landes Nordrhein-Westfalen die Angst umgeht und einzelne Mit-
arbeiter die Verantwortung ablehnen, weil sie nicht entsprechend ausgebildet sind und
in der Folge solche Bauanträge nicht bearbeiten oder so hohe Anforderungen an die
Bauvorlagen stellen, dass die Veranstalter sie überhaupt nicht erfüllen können – zu-
mindest nicht in der ihnen zur Verfügung stehenden Zeit.

Die Frage von Herrn Vogel habe ich in meinen heutigen Ausführungen schon beantwor-
tet: Es ist eine Verbindlichkeit für das im Orientierungsrahmen Vorgeschlagene nötig.
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Dann noch zur Frage von Herrn Dr. Pfeil, was durch die Umwandlung in ein Gesetz
besser werde: Durch eine Verbindlichkeit dessen, was im Orientierungsrahmen steht,
entstünden klare Verantwortlichkeiten. Dies würde eine Fokussierung auf eine Person
oder ein Gremium bedeuten, die bzw. das dann letztendlich haften muss. Das hätte
zur Folge, dass entsprechend sorgfältig gehandelt würde und sich nicht einer auf den
anderen verließe. Das ist nämlich gefährlich.

Dann wurde noch nach einer Abweichung vom Orientierungsrahmen gefragt. – Dazu
sehe ich keine Notwendigkeit; im Gegenteil: Ich möchte die Inhalte des Orientierungs-
rahmens verbindlich machen.

Herr Dr. Pfeil, Sie haben außerdem die kommunale Hoheit im Grundgesetz angespro-
chen. – Das Veranstaltungsgesetz in Bayern ist ganz schlank und enthält entspre-
chende Regelungen. Das ist kein Problem, es ist Ordnungsrecht. Daher würde ich in
diesem Zusammenhang kein Problem sehen.

Noch offen ist die Frage nach der Arbeitsgruppe: Ich halte es für dringend geboten,
dass wir die Erkenntnisse, die wir aus dem Loveparade-Prozess gewinnen, diskutie-
ren. Dabei sollte kein Schnellschuss gemacht werden, sondern die Erkenntnisse soll-
ten bewertet und verarbeitet werden, um dann zu einer Qualifizierung zu kommen, die
wirklich eine Veranstaltungssicherheit gewährleistet.

Frau Weng, Sie hatten außerdem noch nach meinem Vorschlag gefragt. Er lautet: Ein
ganz schlankes Veranstaltungsrecht, das eine allgemein gefasste Genehmigungs-
pflicht ab einer gewissen Größenordnung oder einem gewissen Gefährdungspotenzial
– auch kleine Veranstaltungen können gefährlich sein – qualifiziert. Es sollte alles in
einem Genehmigungsverfahren geregelt werden, damit das Verschwimmen und die
Auffächerung der Zuständigkeiten aufhören. Dieser Behördenwirrwarr ist für Veran-
stalter aus meiner Sicht unzumutbar.

Christian A. Buschhoff (xEMP Extra Entertainment Media Publishing oHG): Frau
Weng, Sie hatten nach der internationalen interdisziplinären Ausrichtung und den Er-
fahrungen im europäischen Ausland gefragt. – Da ich weltweit Erfahrungen gesammelt
habe, kann ich feststellen, dass wir in Deutschland einen sehr hohen Status haben.
Es wird danach geschaut, was hier in Deutschland passiert – das liegt an der starken
Kulturlandschaft.

Parallel gibt es – wegen der Tätigkeit im internationalen Tourgeschäft – in den USA
Bestrebungen, Regelungen zu finden. Letzte Nacht habe ich diesbezüglich an einer
Konferenzschaltung teilgenommen und musste feststellen, dass das Sicherheitsni-
veau in den USA sehr viel weniger Beachtung findet. Dort sorgt man sich hauptsäch-
lich darum, ob die Sicherheitsdienstmitarbeiter Waffen tragen dürfen, sowie um die
Frage, wie mit Veranstaltungen mit massivem Schusswaffengebrauch umgegangen
werden soll. Es werden dort also ganz andere Dinge diskutiert.

Wir haben in Deutschland ein sehr hohes Niveau, und viele europäische Länder
schauen auf Deutschland. Bei allem, was über den angelsächsischen Bereich hinaus-
geht und in Bezug auf internationale Projekte passiert, finden Regelungen aus dem
UK oder den USA Beachtung, die aber mit der Art und Weise, wie wir in Deutschland
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agieren, nicht deckungsgleich sind. Es wird nämlich immer ein Risk Assessment er-
stellt, und dann wird gehofft, dass die Veranstaltung sicher ist. Die von Ihnen ange-
sprochene Interdisziplinarität wird dort nicht gelebt.

Weiter haben Sie nach der Rolle des Sicherheitsdienstes gefragt. – Dieser ist für den
Veranstaltungsleiter ein Baustein seiner Sicherheitsphilosophie. Es ist nicht der wich-
tigste Baustein, sondern ein Teil des Gesamten – neben Sanitätswachdienst, Einlass-
dienst, Catering, Polizei und Brandsicherheitswache. Der Sicherheitsdienst ist also ein
wichtiger, aber nicht der einzige Partner. Darauf zu hoffen, dass die Anwesenheit eines
Sicherheitsdienstes die Veranstaltung sicher macht, wäre ein Trugschluss.

Nun gehe ich auf die Frage der CDU-Fraktion nach der ganzheitlichen Betrachtung
ein: Sie ist aus meiner Sicht ein wesentlicher Bestandteil. Man muss, wie ich auch in
meiner Stellungnahme dargestellt habe, ganzheitlich denken; denn Veranstaltungen
sind dynamische Systeme, die aus drei Faktoren bestehen: erstens die Kreation –
diese umfasst alles, was auf der Bühne passiert –, zweitens das, was vor der Bühne
passiert, und drittens das Geschehen in der unmittelbaren Umgebung. Diese drei Be-
reiche stehen in einem permanenten, sich verändernden Zusammenhang, der nicht
angehalten werden kann und bei dem nicht wie im Arbeitsschutz ein Stillstand hervor-
gerufen werden kann. Das bedingt einen großen Unterschied, weshalb interdisziplinär
gearbeitet werden muss. In einigen Behörden, bei einigen Veranstaltungen gelingt das
sehr gut; es gibt gute und schlechte Beispiele.

Die Frage nach den im Markt existierenden Handbüchern wurde an alle gestellt. – Ich
habe einen eigenen Verlag und publiziere. In einigen Bereichen wird sehr viel publi-
ziert, es ist in den letzten Jahren aber nicht das eine Standardwerk entstanden – auch
der Orientierungsrahmen des MIK ist nicht das Standardwerk, das in ganz NRW oder
bundesweit angewandt wird. Es gibt unterschiedliche Herangehensweisen und nicht
eine allgemeine Richtung.

Außerdem wurde mir von der AfD die Frage nach weniger Bürokratie und einem schlan-
ken Regelwerk gestellt. – Ich möchte zuerst noch ergänzen, dass ich – wie ich eingangs
vergessen habe, zu erwähnen – dankbar bin für die Einladung, den Antrag der SPD-
Fraktion und dafür, dass sie sich zu diesem Thema positioniert. Vor einigen Jahren habe
ich die Entwicklung des MIK-Orientierungsrahmens sehr intensiv verfolgt und habe im
Rahmen dessen die Arbeitsgruppe Veranstaltungssicherheit (AGVS) gegründet.

Wie Herr Kapteina sagte, gibt es nicht das eine Veranstaltungsgesetz. Dazu gab es
ein Wachwerden innerhalb der Bevölkerung und der Politik nach dem 24. Juli 2010. In
dem Zusammenhang hat man realisiert, dass es nicht die eine Genehmigung gibt –
wie es beispielsweise bei einer Baugenehmigung für ein Bauwerk der Fall ist. Veran-
staltungsgenehmigungen bestehen aus vielen verschiedenen Genehmigungen. Diese
in Balance zu bringen und zu jonglieren ist eine Herausforderung, der man sich stellen
muss. Ein zusätzliches Gesetz würde aus meiner Sicht diese von Herrn Kapteina dar-
gelegte Schnittstelle begrenzt schließen können. Ob ein Gesetz diese verschiedenen
Genehmigungen wirklich zusammenführt? – Ich bin da skeptisch.

Seitens der FDP wurde an alle eine Frage bezüglich der rechtlichen Verbesserung des
MIK-Rahmens gestellt. – Dieser wurde in der Phase nach dem Geschehen in Duisburg
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und vor den Erkenntnissen des Verfahrens verfasst. Ich rate davon ab, diesen eins zu
eins zu übernehmen. Man sollte sich auf jeden Fall noch einmal zusammensetzen und
die mittlerweile gewonnenen Erkenntnisse zusammentragen. Das jetzige Dokument
hat mit zeitlichem Abstand betrachtet gewisse Schwächen und ist – auch wenn die
Ausformulierung lange gedauert hat – ein, diplomatisch formuliert, recht schnell erstell-
tes Dokument.

Von den Grünen wurde ebenfalls eine Frage zum MIK-Rahmen gestellt. – Wie ich be-
reits ausgeführt habe, ist es ein Dokument, das in NRW angewandt und auch in ande-
ren Bundesländern wahrgenommen wird, aber die Kommunen regeln es im Großen
und Ganzen für sich selber. Es ist also kein Dokument, ohne das Veranstaltungen
nicht genehmigt werden könnten; vielmehr wird bei den Genehmigungen sehr kreativ
vorgegangen.

Es wurde außerdem nach einer Bewertung des von Herrn Hußmann eingereichten
Dokuments gefragt. Darin wird sich auf eine bundesweit aktive Arbeitsgruppe unter
Leitung des Rechtsanwalts Löhr aus dem Dunstkreis des EVVC bezogen. Es gab die-
sen Vorstoß innerhalb des EVVC – das ist der Verband für Kongress- und Veranstal-
tungszentren – vor fünf Jahren; das Dokument ist also schon etwas älter. Es handelt
sich dabei um eine Reaktion auf die damals zu erwartende Veränderung in der Ver-
sammlungsstättenverordnung, dass Veranstaltungen im Freien nicht mehr automa-
tisch ins Baurecht fallen sollten. Ich habe hinsichtlich der Initiative gestern noch einmal
lange mit den Verbänden telefoniert mit dem Ergebnis, dass dort eine solche bundes-
weit agierende Initiative nicht bekannt ist. Bei der Arbeitsgruppe handelt es sich eher
um eine privatrechtliche Initiative mit drei Akteuren, die bundesweit vernetzt sind.

Zur inhaltlichen Bewertung: Das Dokument ist eher ein Schnellschuss und wird unsere
eigentlichen Probleme nicht lösen.

Vorsitzender Daniel Sieveke: Ich weise darauf hin, dass Bewertungen von Stellung-
nahmen anderer durch einen hier anwesenden Sachverständigen nicht Bestandteil
von Anhörungen sind.

Christian A. Buschhoff (xEMP Extra Entertainment Media Publishing oHG): Die
letzte Frage, die ich mir notiert habe, bezog sich auf Sorgen kleiner Verbände.

Bei allem, was in diesem Rahmen besprochen und zukünftig geplant wird, sollte be-
dacht werden, dass Veranstaltungen aus der Subkultur und kleinen Initiativen heraus
entstehen. In meiner Stellungnahme habe ich explizit darauf hingewiesen, wie viele
kleine Einzelteile und Bereiche zum Feld „Veranstaltungen“ gehören und wie viele
Menschen täglich zu Veranstaltungen gehen. Der Großteil dieser Veranstaltungen hat
unter 200 Besucher und fällt damit nicht in den Regelungsbereich der Versammlungs-
stättenverordnung. Es muss also auf jeden Fall darauf geachtet werden, dass solche
Veranstaltungen weiterhin stattfinden können und man nicht nur das eine große Fes-
tival, die große Kirmes oder das eine Lichterfest im Kopf hat.
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Thomas Hußmann (Feuerwehr, Rettungsdienst und Bevölkerungsschutz Lan-
deshauptstadt Düsseldorf): Herzlichen Dank auch meinerseits für die Einladung. Die
an mich gestellten Fragen ähneln den bisherigen teilweise. Daher versuche ich, das
Ganze in einem Potpourri zusammenzufassen.

Grundsätzlich war die Erstellung des Orientierungsrahmens 2012, an der ich mitgear-
beitet habe, für Veranstaltungen in Nordrhein-Westfalen ein richtiger Schritt nach
vorne. Es wurden darin Dinge normiert, für die es vorher keine Regelungen gab. Bei
den Kommunen gibt es heute bewährte zentrale Ansprechpartner, Koordinierungs-
gruppen, Festlegungen, ab wann es sich überhaupt um eine Großveranstaltung han-
delt, und Parameter, die hervorragend für die Organisation und Bewertung herange-
zogen werden können. Was aber fehlt, sind klare Angaben zu speziellen Punkten.

Ich wurde gefragt, welche vier Punkte ich gerne aufführen würde. Das sind: die Vor-
gehensweise bei der Bemessung von zulässigen Besucherzahlen, wie Personendich-
ten ermittelt werden können, ob ein Ordnungsdienst nötig ist und – das ist ein span-
nendes Thema – ob Wellenbrecher vor Bühnen benötigt werden.

Ein Beispiel: Der WDR 4 hat seine berühmte Schlagerparade an eine mittelgroße Stadt
in Nordrhein-Westfalen vergeben. Die Stadt hat zwar ein Koordinierungsgremium, das
sich vorher getroffen hat. Auf dem Marktplatz dort – wo die Veranstaltung stattfinden
soll – muss dann nichts gemacht werden. Muss beispielsweise eine Crash Barrier ge-
baut werden? – Diese Frage fällt eigentlich ins Baurecht, das dort aber keine Rolle spielt,
weil das Ordnungsamt zuständig ist. Ohne es böse zu meinen: Kleine Gemeinden, die
so etwas gewonnen haben, haben überhaupt keine Erfahrung. Sie denken, der WDR
sei ja erfahren und werde das schon machen. Es kann aber passieren, dass in einer
lauen Sommernacht statt der erwarteten 5.000 plötzlich 7.000 Besucher kommen.

In der Versammlungsstättenverordnung wäre übrigens klar geregelt, wie die Rettungs-
wege aussehen müssen. In jedem Raum – auch in diesem kleinen Sitzungssaal – gibt
es Notausgangsschilder und Festlegungen für Sicherheitsdurchsagen. Jeder Park-
platz einer festgelegten Versammlungsstätte hat eine vernünftige Beleuchtung. Auf ei-
nem Marktplatz ist das alles nicht gegeben.

Herr Dr. Kapteina hat die Schwierigkeiten hinsichtlich der Zuständigkeiten gut ausge-
führt. In dem genannten Fall der Schlagerparade könnte es beispielsweise sein, dass
eine Woche vorher doch ein bisschen Angst darüber aufkommt, wie viele Leute die
Veranstaltung besuchen werden. Keiner weiß es; deswegen wird ein Heras-Zaun auf-
gebaut und die Leute werden beim Einlass mit einem Klicker gezählt – schon ist das
Ordnungsamt nicht mehr zuständig und die Veranstaltung fällt ins Baurecht.

Ist hingegen das Ordnungsamt zuständig, wird aus dem Bauch heraus entschieden,
wie die Bühne und die Imbissstände aufgebaut werden usw. Würde der Fall stattdes-
sen ins Baurecht fallen, gäbe es klare Vorgaben für diese Dinge – losgelöst von flie-
genden Bauten. Auf der einen Seite haben wir also relativ gute und klare Vorgaben,
auf der anderen Seite hingegen gar nichts. Erfahrene Städte lösen diese Fälle in An-
lehnung an Maßgaben aus der Sonderbauverordnung – dazu ist allerdings viel Erfah-
rung nötig.
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Ein weiteres Beispiel: die Rosenmontagszüge. Wenn es auf dem Burgplatz in Düssel-
dorf an Karneval richtig voll ist, dann kommt dort eigentlich keiner mehr weg. Dazu gibt
es keine Regelung, also muss eigentlich nichts gemacht werden. Wir bemessen die
Rettungswege dann aber so, wie man das bei einer Versammlungsstätte machen
würde. Demnach darf in den Peripheriestraßen – also beispielsweise in der Mühlen-
straße Richtung Heinrich-Heine-Allee – gar kein Auto mehr stehen. Diese Rettungs-
wegbreite entspräche der in der Sonderbauverordnung. Das haben wir dank viel Er-
fahrung und Learning by Doing so hinbekommen – und nicht, weil man es irgendwo
nachlesen kann.

Schauen wir auf meine Kollegen, die solche Veranstaltungen genehmigen müssen: Im
Fall des Konzerts von Ed Sheeran, der monatelang durch die Presse ging, lautete die
Entscheidung: Es soll ein Zaun um das Gelände gebaut werden. Tickets wurden ver-
kauft. – Damit war die Bauaufsicht zuständig. Aber wie oft musste ein Sachbearbeiter
bei der Bauaufsicht eine solche Konzertveranstaltung mit 80.000 Besuchern genehmi-
gen? Alle Spezialisten, die für die Kirmes, den Rosenmontagszug oder den Japan-Tag
und die anderen großen Veranstaltungen zuständig sind, wären nicht eingebunden –
weil das Konzert unter das Baurecht fiel und für die anderen genannten Veranstaltun-
gen die Ordnungsämter zuständig sind. Alle vor Ort vorhandenen Erfahrungswerte
sind also entfallen.

Wird ein Heras-Zaun darum aufgebaut, handelt es sich um ein Veranstaltungsge-
lände – doch was passiert dahinter, auf der sogenannten Last Mile? Wo gehen die
Leute hin? Ist alles in Richtung der Parkplätze beleuchtet? – Es gibt dramatisch aus-
sehende Bilder vom Ende von Veranstaltungen, wo Leute in Richtung des Bahnhofs,
der dann auch noch klein war, gingen und der Bahnhof kollabierte. Wer regelt so et-
was? Wo ist das festgelegt? – Nirgendwo; aber wenn man Erfahrung hat, dann kann
man das steuern.

Daran schließt sich die Frage an, bis wohin der Veranstalter verantwortlich ist. Ist er
überhaupt bis zum Bahnhof verantwortlich? – Man könnte sagen, dass er bis zu den
anliegenden Parkplätzen verantwortlich ist. Das ist aber nirgendwo geregelt.

Das Thema „Last Mile“ wird sehr häufig diskutiert; auch mit Blick auf die Beschilderung.
Wie finden die Leute den Weg? – Hier im Landtag ist das kein Problem, es gibt viele
Schilder. Auch in einer Arena findet jeder seinen Block, seine Reihe, seinen Sitz. Bei
einem großen Veranstaltungsgelände ist das aber überhaupt nicht geregelt. Hätten wir
nicht mit viel Erfahrung die Düsseldorfer Kirmes auf den heutigen Stand gebracht,
gäbe es die jetzige Ausstattung nicht.

Ein anderes Beispiel: Sie alle kennen die Düsseldorfer Kirmes; am Freitagabend findet
das Feuerwerk statt. Der hochprofessionelle Veranstalter hat ein sehr gutes Sicher-
heitsmanagement. Über die letzten Jahre hat sich das so weit entwickelt, dass ich bei
der Kirmes gut schlafen kann. Es ist so, dass alle – Ordnungsamt, Polizei und Feuer-
wehr – unterschreiben und Einvernehmen erzielen müssen; sie übernehmen also mit
Verantwortung. Wenn ich also unterschreibe und dann etwas passieren würde, dann
würde ich gefragt werden: Wie konntest du ein Einvernehmen erzielen?
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Die Kirmes findet auf der linken Rheinseite statt, bei dem angesprochenen Feuerwerk
stehen aber auf der anderen, der rechten, Tausende Menschen, und auch die Brücken
über den Rhein sind brechend voll. Sobald die letzte Rakete im Himmel erlischt, mar-
schieren alle Menschen gen U-Bahn – rechtsrheinisch. Wer das schon mal erlebt hat,
weiß, dass man in der Haltestelle Heinrich-Heine-Allee Angst bekommt. Dort stehen
fünf Leute pro Quadratmeter – das kann man der Rheinbahn überlassen; eigentlich
sollte es dafür aber ein eigenständiges Crowd Management geben, das mit der Koor-
dinierungsgruppe kommuniziert usw. Solche Fälle sind derzeit im Prinzip sich selbst
überlassen. Mittlerweile haben wir das bei der Kirmes in den Griff bekommen, weil wir
das Problem erkannt haben. Ich kenne aber viele Veranstaltungen, bei denen das nicht
berücksichtigt wird. Dann hört man: Damit habe ich nichts zu tun, es ist kein Veran-
staltungsgelände.

Bei Feuerwerken und anderen Events, die plötzlich enden, gehen die Leute abrupt
nach Hause. Die meisten Unfälle und das meiste Chaos entstehen bei der Zuführung
von Besuchern Richtung Veranstaltungsgelände und beim Abgang. Dafür gibt es näm-
lich keine Regelungen. Wie viel Platz muss es beispielsweise für Wartende geben,
während Tickets entwertet werden?

Man muss aber natürlich auch die Kirche im Dorf lassen. Würde der Orientierungsrah-
men mit praktischen Eckparametern, die für mehr Handlungssicherheit erforderlich
sind, ergänzt, wäre das schon eine gute Sache – ob man das jetzt Gesetz, Verordnung
oder wie auch immer nennt.

Ein weiteres zentrales Problem, das ich als Mitarbeiter einer großen Stadt, die oft von
anderen Kommunen um Rat gefragt wird, mitbekommen habe: Die Leute bei den Feu-
erwehren, Stadt- und Kreisverwaltungen haben zwar eine Ausbildung gemacht, aber
in keiner einzigen Ausbildung kam das Thema „Veranstaltungen“ vor. Diese Leute ha-
ben davon also überhaupt keine Ahnung. Es kann passieren, dass jemand sieben
Jahre beim Sozialamt tätig war, dann, weil eine A11-Stelle frei wurde, zum Ordnungs-
amt wechselt und dort direkt und nur einmal im Leben eine Veranstaltung wie das
Bundesschützenfest genehmigen muss. Dann muss fachliche Expertise – bestenfalls
auf Behördenseite – hinzugezogen werden können, damit derjenige dem Thema ge-
recht werden kann und Handlungssicherheit hat. Ich erlebe jeden Tag, dass die Leute
in den Verwaltungen – ausgenommen die in den Großstädten, die genügend Erfah-
rung haben – an ihre Grenzen gebracht werden, weil sie Angst haben.

Ich kann mich noch genau daran erinnern, dass die Karnevallisten auf die Barrikaden
gegangen sind, nachdem der Orientierungsrahmen veröffentlicht wurde. Frau de la
Chevallerie hat mich damals gebeten, die Situation beim Bund Deutscher Karneval
etwas zu entspannen. Ich habe mich daher mit dessen Vertretern getroffen und
dachte, die würden mich grillen. Nachher war es dann nicht so schlimm, sie hatten
einfach Angst. Daher gilt auch hier die Devise: Die Kirche im Dorf lassen. Über einen
kleinen Schützenumzug, der seit 40 Jahren funktioniert und 400 Teilnehmer hat, reden
wir gar nicht; dazu kann vielleicht Herr Fuß gleich noch etwas sagen.

Worüber wir aber reden, sind die Veranstaltungen, die richtig anspruchsvoll sind. Da-
mit hängt auch die Frage zusammen, was eine Großveranstaltung ist. Wenn in ein
kleines Weindorf mit 3.000 Einwohnern 8.000 Gäste kommen, weil die Veranstaltung
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total angesagt ist, in allen Innenhöfen etwas los ist und Bands spielen, dann ist da
nichts geregelt. Die Haltung vor Ort ist dann: Es muss nichts gemacht werden, das
geht schon irgendwie.

Räumungsmöglichkeiten für den Bereich, Feuerwehrzufahrten, Zugang für den Ret-
tungsdienst und die Bemessung für den Sanitätsdienst sind dann überhaupt nicht ge-
klärt. In Düsseldorf würden wir 8.000 zusätzliche Menschen gar nicht wahrnehmen; in
einem kleinen Weindorf sind die Veranstalter bei so vielen Menschen allerdings über-
fordert.

Darüber hinaus wurde nach den Handbüchern gefragt. – Da es, wie ich eben schon
gesagt habe, keine Ausbildung im Bereich „Veranstaltungen“ für Verwaltungsmitarbei-
ter gibt, können diese eines der vielen Handbücher zurate ziehen. Nur damit – ohne
Basiswissen und Verständnis für Veranstaltungen – ist es aber schwierig. Diese Hand-
bücher lesen sich nicht wie ein Kochbuch. Genau wie ich beispielsweise keine Rakete
bauen kann, nur weil ich in einem hochtechnischen Buch nachgelesen habe. Bei klei-
nen Veranstaltungen und bei Eckparametern können die Handbücher helfen, aber so-
bald es komplex wird, braucht man Menschen, die man fragen kann.

Ich weiß, dass im Berliner Senat aktuell eine Musterverordnung besprochen wird. Mei-
nes Erachtens ist es notwendig, alle Ideen, die dazu – egal von wem – schon erarbeitet
wurden, zu bündeln. Mein Wunsch wäre eine – wie damals beim Orientierungsrah-
men – kleine Runde mit Experten, Praktikern, Leuten aus der Verwaltung, genehmi-
genden Kollegen und Juristen, um aus dem Orientierungsrahmen etwas Verbindliche-
res zu machen.

Tobias Fuß (Bürgerservice, Sicherheit und Ordnung Stadt Xanten): Herzlichen
Dank für die Einladung nach Düsseldorf. Ich bin sehr gerne hier hergekommen, um
Ihnen einen Einblick in das Seelen- und Sorgenleben eines Leiters der Ordnungsbe-
hörde einer kleinen Stadt zu geben.

Ich beginne mit einem Perspektivenwechsel und stelle die Frage: Wer ist denn über-
haupt Veranstalter? – Insbesondere in kleinen Städten – die meisten Bürger in Nord-
rhein-Westfalen leben in kleineren Städten – sind es Damen und Herren aus dem Eh-
renamt/dem Brauchtum, die Veranstaltungen durchführen und das Gemeindeleben
aufrechterhalten. Das ist gut so und soll auch so bleiben.

Aber dieser Personenkreis verfügt genauso wenig wie die Verwaltungsseite über
Fachwissen. Es treffen sich also Laien auf beiden Seiten: Die eine Seite hat keine
Ahnung, wie man Veranstaltungen durchführt; die andere weiß nicht, wie sie das ge-
nehmigen soll. In diesem Dilemma stecken wir.

Der Orientierungsrahmen, der sicherlich eine sehr gute Hilfestellung bietet, gilt gemäß
der allgemeinen Lesart erst für Veranstaltungen ab 5.000 Besuchern – eigentlich erst
ab 100.000, in kleinen Städten kommt er aber zur Anwendung, wenn mindestens 5.000
Besucher gleichzeitig vor Ort sind. Alternativ muss eine erhöhte Gefährdung vorlie-
gen – doch wer stellt eine solche fest? Wer sagt, dass ein Schützenfest oder Ähnliches
so gefährlich ist, dass der Orientierungsrahmen gilt? – Das macht niemand.
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Als Verwaltung spricht man dann mit diesen Herrschaften aus dem Ehrenamt, die na-
türlich eines nicht haben: Geld. Sie haben oft weder finanzielle Ressourcen noch die
Möglichkeit, vernünftige Veranstaltungsbeschreibungen oder Planunterlagen vorzule-
gen; denn dazu wäre externe Hilfe nötig. In der Verwaltung benötigen wir diese Unter-
lagen allerdings, damit wir sie prüfen und auf deren Basis entscheiden können, ob die
Veranstaltung genehmigt werden darf oder ob es Schwierigkeiten gibt. Spätestens
dann, wenn es Geld kosten soll, wird aber gefragt, wie man darauf komme, dass eine
Veranstaltungsplanung vorgelegt werden müsse. Da können wir in der Verwaltung nur
antworten: Das ist im Orientierungsrahmen festgelegt. – Dann bekommen wir aller-
dings gesagt, dass dieser beispielsweise für das Schützenfest nicht gelte. Anschlie-
ßend spricht der Veranstalter dann noch bei der Mehrheitsfraktion des Stadtrates vor –
zum Beispiel beim Kegeln –, und spätestens dann gilt der Orientierungsrahmen wirk-
lich nicht mehr – das wird Ihnen als Verwaltungsmitarbeiter dann bescheinigt. Teil-
weise stecken wir wirklich in diesem Dilemma.

In anderen Bereichen ist die Situation anders: Aufgrund gesetzlicher Regelungen wis-
sen wir, wer eine Gaststätte eröffnen darf, welche Voraussetzungen es für die Haltung
eines Labradorhundes gibt und wann wo ein Kundenstopper in der Innenstadt aufge-
stellt werden darf. Ich weiß aber nicht, wer unter welchen Voraussetzungen in Xanten
oder anderswo eine Veranstaltung durchführen darf. Darf das jemand, der vorbestraft
ist, Steuerschulden oder überhaupt keine Ahnung hat?

Ich will die Situation an einem Beispiel verdeutlichen: Wir hatten das große Glück, die
Big Band der Bundeswehr zu Gast zu haben. Das war eine wunderbare Veranstaltung
mit 4.000 Gästen auf dem Marktplatz – damit lagen wir außerhalb des Orientierungs-
rahmens. Als Veranstalter fungierte ein gemeinnütziger Verein. Wir haben dann mit
diesem gesprochen und gesagt, dass das Gelände umzäunt werden solle. Der Veran-
stalter wollte aber keine Zäune aufbauen – damit fiel die Veranstaltung auch nicht unter
das Baurecht. Security – für Taschenkontrollen und Ähnliches – sei auch nicht nötig,
wurde uns gesagt; beim letzten Mal sei schließlich auch nichts passiert. Bei 4.000
Leuten auf dem Marktplatz in Xanten haben wir außerdem das Problem, dass es dort
einige drehleiterpflichtige Objekte gibt und die Feuerwehr dahinkommen können muss.
Wir mussten also sicherstellen, dass Fahrwege freigehalten werden. Auch dazu wurde
uns gesagt: Wird schon nichts passieren. – Solche Diskussionen mussten wir quasi
endlos führen.

Die Sicherheitsinfrastruktur in den Kommunen muss ebenfalls beachtet werden. So
gibt es Kommunen, in denen nur ein Streifenwagen – und dieser nur tagsüber – sowie
nur ein Rettungswagen zur Verfügung stehen. Kommen dann viele Tausend Leute,
muss über einen Sanitätsdienst nachgedacht werden. Regelungen dafür gibt es nicht –
und ich kann Ihnen versichern, dass riesige politische Diskussionen entstehen, sobald
Dinge Geld kosten und seitens der Behörde gefordert werden.

Am kommenden Wochenende werden wir das Bundesschützenfest bei uns in Xanten
haben – darüber freuen wir uns sehr. Ich bin froh, dass wir in den letzten Monaten
durch viel Arbeit aller Akteure ein seit gestern genehmigtes Sicherheitskonzept erstel-
len konnten. Es haben politische Diskussionen stattgefunden, ob das alles sein müsse,
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wobei es auch um die Themen „Brauchtum“ und „Ehrenamt“ ging und darum, dass
alles kaputt gemacht werde.

Ich sehe das anders und denke, dass jeder Bürger ein Recht darauf hat, dass Behör-
den sich Gedanken machen, ob es offenkundige Gefahren gibt, die durch Installation
eines Veranstaltungsordnungsdienstes, von Sicherheits- und Sanitätsdienstkräften
usw. verhindert werden können. Da sehe ich die Kommunen in der Garantenstellung.

Außerdem wäre ein Veranstaltungsgesetz – kein großes, sondern eines, in dem ein-
fach und klar geregelt ist, wer unter welchen Bedingungen was machen darf und was
er dafür tun muss – eine Garantie für das Erreichen einer homogenen Struktur in den
nordrhein-westfälischen Kommunen. Ich habe nämlich mehrfach erlebt, dass Veran-
stalter nach Xanten kommen und sagen, dass es nur bei uns so große Auflagen gebe.
In anderen Kommunen haben die Veranstalter freie Fahrt und man hofft dort einfach
darauf, dass alles gutgeht. Das funktioniert aber nicht.

Der von Herrn Hußmann ausgeführte Punkt ist wichtig: Ich habe Verwaltung gelernt
und behaupte auch, dass ich das gut im Griff habe. Aber wie soll ich ein sanitätsdienst-
liches Konzept prüfen, auf welcher Basis soll ich mich mit Crowd Management und
Crowd Dynamics auseinandersetzen und wie soll ich beurteilen, ob die Personen-
dichte auf dem Marktplatz zu hoch ist?

Außerdem kann ich Ihnen versichern, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in mei-
nem Fachbereich bis zum Anschlag ausgelastet sind. So ist das in kleinen Kommunen,
trotzdem werden uns immer wieder neue Dinge auferlegt. Nach dem Loveparade-Un-
glück hatte ich einen Brief auf dem Tisch und war plötzlich für den Bereich „Veranstal-
tungssicherheit“ verantwortlich. Davon hatte ich keine Ahnung, trug aber die Verant-
wortung. Vorhin haben wir von dem Prozess in Duisburg gehört – dort sitzen nicht die
Hauptverwaltungsbeamten, sondern die Sachbearbeiter bzw. Amtsleiter auf der An-
klagebank.

Man darf niemals daraus, dass es immer gutgegangen ist, darauf schließen, dass es
weiterhin so sein wird. Es gibt ein paar wesentliche Kriterien, die man immer im Blick
haben sollte – egal, ob es sich um eine Abiturfeier mit 1.000 Leuten oder eine Groß-
veranstaltung handelt.

Ich glaube nicht, dass wir ein Geschehen verhindern können. Aber wir müssen uns
selber verpflichten, sehr genau hinzuschauen und im Miteinander mit dem Veranstal-
ter – insbesondere, wenn es Non-Profit- oder Laienveranstalter sind – die Veranstal-
tung möglichst sicher zu machen. Dabei könnte ein Gesetz, weil es allgemeingültig ist,
sicherlich Hilfestellung bieten. Wir könnten dann auf die Regelungen verweisen und
bei der Umsetzung begleiten.

Zur Frage der CDU-Fraktion nach Fachliteratur und Handbüchern: Wir in der Verwal-
tung haben uns durch Erfahrungen – auch durch die ein oder andere Bauchlandung –
Fachwissen erarbeitet. Zu berücksichtigen sind auch die Veranstalter, die nicht unbe-
dingt Fachliteratur darüber lesen, wie eine Veranstaltung durchzuführen sei. Auch des-
wegen wären einzuhaltende Grundvoraussetzungen für die Durchführung einer Ver-
anstaltung wichtig. Da helfen Fachbücher nicht unbedingt. Aber sicherlich gibt es
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Fachliteratur und Hilfestellungen – genau wie Kommentare zu Gesetzen – für Bewer-
tungen. Doch ich weise noch einmal darauf hin, dass Fachkenntnisse unbedingt erfor-
derlich sind und nötigenfalls eingekauft werden können; so haben wir es auch beim
Bundesschützenfest gemacht. Wir haben jemanden engagiert, der uns bei der Bewer-
tung der Situation, insbesondere aber auch bei der Problemlösung, hilft. Das ist aller-
dings eine politische Entscheidung auf kommunaler Ebene, weil die Stadt bzw. Ge-
meinde es bezahlen muss.

Vorhin kam auch die Frage auf, wie eine bestmögliche Sicherheit zu erreichen sei,
ohne viel Geld ausgeben zu müssen. Meine Antwort: Das ist nicht machbar. Alle
Dienstleister, Technik usw. kosten Geld. Wir müssen uns also von dem Gedanken
befreien, dass alles so weitergeht wie bisher und nicht mehr kosten wird. Doch die
Politik kann entscheiden, dass die Mehrkosten übernommen werden. In Bezug auf den
Gutachter für das Bundesschützenfest hat beispielsweise der Stadtrat in Xanten ent-
schieden, dass die Allgemeinheit – die Stadtverwaltung – bezahlt, weil diese Veran-
staltung gewollt ist, das Ehrenamt gestützt werden soll und die Stadt es für richtig hält –
das war eine Mehrheitsentscheidung. Was wäre, wenn die Kommunalpolitiker anders
entschieden hätten? – Da es sich um eine fünfstellige Summe handelte, hätten die
Veranstalter sich dann gegen Xanten entschieden. Auch das muss man vor Augen
haben.

Soll der Orientierungsrahmen ausgewertet werden? – Ja; denn er kann inhaltlich auch
für kleine Veranstaltungen eine große Hilfe bieten. Obwohl er – auch in kleinen Kom-
munen – nicht für Veranstaltungen mit unter 5.000 Besuchern gilt, enthält er auch für
diese viele wichtige Hinweise. Die Vernetzung der Akteure ist beispielsweise ein be-
sonders wichtiges Instrument; wir setzen uns mit der Feuerwehr, der Polizei, dem Ret-
tungs- und Sanitätsdienst sowie dem Sicherheitspersonal zusammen und diskutieren
über die Veranstaltung, wobei jeder seinen eigenen Fachbereich vertritt. Das ist gut
und könnte ausgebaut werden. Man könnte die Geltung des Orientierungsrahmens
außerdem auf deutlich kleinere Veranstaltungen in kleinen Kommunen ausdehnen.
Dabei stellt sich allerdings die Frage nach der Akzeptanz bei den Veranstaltern.

Zum Verordnungsentwurf, den Herr Hußmann uns zugeleitet hat: Dieser geht genau
in die richtige Richtung. Darin steht, grob gesagt, was zur Durchführung einer Veran-
staltung vorgelegt und nachgewiesen werden muss. Genauso ist es ja auch im Gast-
stättengewerbe. Ein solches darf betreiben, wer finanziell zuverlässig ist, also keine
Steuerschulden hat, nicht strafrechtlich in Erscheinung getreten ist und Nachweise von
der Gaststätte vorlegt. So könnte es im Veranstaltungsbereich auch sein. Das wäre im
Rahmen einer Verordnung oder eines Gesetzes sehr hilfreich und würde vor allem die
Kommunen zwingen, dies als tatsächliche und wichtige Aufgabe wahrzunehmen und
die Stellen mit Fachleuten auszustatten, die dafür verantwortlich sind.

Dr. Christos Georg Katzidis (CDU): Herr Fuß hat dargestellt, dass es ziemlich unre-
alistisch ist, einen gesetzlichen Rahmen zu schaffen, ohne dass dadurch die Kosten
für die Verursacher steigen. Alle vier Sachverständigen frage ich: Wie bewerten Sie
das? Würde ein gesetzlicher Rahmen mit Mindeststandards aus Ihrer Sicht zu Kosten-
steigerungen für die Veranstalter führen?
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Der Grundtenor bei Ihnen allen war, dass auf die Verbindlichkeit abgestellt werden
müsse und diese gewünscht sei. Diese kann per Gesetz, Verordnung, Erlass oder
durch die Nachdrücklichkeit eines Orientierungsrahmens hergestellt werden. Was wür-
den Sie sich konkret vorstellen – auch mit Blick darauf, dass ein Gesetz relativ statisch
ist und einen längeren Änderungsprozess bedeutet? Würden Sie eine gesetzliche oder
eine Verordnungsregelung favorisieren?

Berivan Aymaz (GRÜNE): Vor allem Sie, Herr Dr. Kapteina, haben sehr deutlich ge-
macht, dass durch ein Veranstaltungsgesetz klare Verbindlichkeiten, Zuständigkeiten
und Verantwortlichkeiten entstehen würden. Das ist für die Kommunen und die Ver-
waltungen sehr wichtig. Aber wie sieht es aus Sicht der Veranstalter aus? Ist die Sorge
berechtigt, dass für traditionelle Umzüge und ähnliche Veranstaltungen weitere Hür-
den entstehen? Würde dadurch außerdem die Flexibilität, die für das Zusammenfinden
und individuelle Lösungsansätze nötig ist, geringer? – Diese Fragen richte ich an alle.

Vorsitzender Daniel Sieveke: Herr Fuß, Herr Dr. Kapteina ist über die kommunale
Selbstverwaltung schnell hinweggegangen. Sie haben eben als ein in einer Kommune
Tätiger von individuellen Lösungen, die Sie auch in Xanten für die ein oder andere
Veranstaltung treffen, berichtet. Wie würden Sie ein am viele Seiten umfassenden
Handlungsrahmen orientiertes, verbindliches Veranstaltungsgesetz für Nordrhein-
Westfalen mit Blick auf Ihre Möglichkeit zu individuellen Entscheidungen bewerten?

An Herrn Dr. Kapteina: Sie sprachen Bayern an. Meiner Meinung nach steht im baye-
rischen Gesetz eigentlich gar nichts. Bleiben wir dann nicht lieber bei dem, was wir
haben? Damit haben die in den Kommunen Verantwortlichen mehr Verbindlichkeit als
in Bayern.

Es wurde mehrfach die Loveparade thematisiert: Besteht bei einer gesetzlichen Rege-
lung nicht die Gefahr, dass beispielsweise die Allerheiligenkirmes in Soest genauso
betrachtet wird wie eine Loveparade in Duisburg? Frau Aymaz hat wiederholt nachge-
fragt, ob es nicht gerade das ist, was bei örtlichen Veranstaltern Angst auslöst: Dass
eine solche Kirmes – die Feuerwehr bekommt diesbezüglich manchmal schon Panik –
mit einer Loveparade verglichen wird?

Dr. Werner Pfeil (FDP): Aus der heutigen Anhörung ist bisher deutlich hervorgegan-
gen, dass die Sachverständigen zumindest eine Verbesserung oder Erweiterung des
Orientierungsrahmens wünschen und ein Nachdenken darüber fordern. Mir stellt sich
immer noch die Frage, ob das in Form eines Gesetzes oder einer Verordnung erfolgen
muss. Und zwar aus zwei Gründen:

Erstens beziehe ich mich noch einmal auf Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz; denn es würde
massiv in das Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden, das durch das Grundgesetz
geschützt wird, eingegriffen wird.

Zweitens stelle ich auf die Vereinbarkeit von Bundes- und Landesrecht und entsprechende
Regelungen ab, für die wir möglicherweise auf Landesseite überhaupt nicht zuständig sind.
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Wenn bundesrechtliche Themen angesprochen werden, wie wollen Sie die in einem Ge-
setz auf Landesebene regeln? – Dazu haben Sie gar keine Kompetenz.

Daher meine Frage: Kann es nicht durch ein Update oder eine Fortschreibung beim
Orientierungsrahmen bleiben? Wäre es nicht eine bessere Lösung, wenn dieser ver-
bindlicher, klarer und ausgeweiteter wäre? So würden wir außerdem gar nicht erst
Gefahr laufen, eine möglicherweise wegen der Vorgaben im Grundgesetz aus verfas-
sungsrechtlicher Sicht problematische Regelung zu treffen. Was machen wir außer-
dem mit diesen bundesrechtlichen Themen, die hier in NRW überhaupt nicht geregelt
werden können?

Tobias Fuß (Bürgerservice, Sicherheit und Ordnung Stadt Xanten): Wir müssen
uns vor Augen führen, was die Veranstaltungssicherheit, die wir erwirken wollen, ei-
gentlich bedeutet: Sie ist nichts anderes als Gefahrenabwehr, und dazu gibt es ein
Gesetz. Für die Ordnungsbehörden ist das das Ordnungsbehördengesetz. Wir als
Kommunen sind verpflichtet, eine im Einzelfall bestehende konkrete Gefährdung ab-
zuwenden, was im Zweifelsfall eine Pflicht zur Untersagung einer Veranstaltung be-
deutet. Diese Verpflichtung besteht heute schon.

Wann muss eine Veranstaltung untersagt werden? – Dann, wenn ich der Meinung bin,
dass Gefahr für Leib und Leben besteht oder bestehen könnte. In den Kommunalver-
waltungen wird das aber nicht gemacht, weil Brauchtum und Ähnliches nicht geschä-
digt werden sollen. Es wird weggeschaut und damit argumentiert, dass man keine
Kenntnis über die Veranstaltung habe. Das geht so lange gut, bis etwas passiert.

Wieso kann eine Kommune behaupten, sie hätte keine Kenntnis? – Die Leute in der
Verwaltung haben vielleicht von der Veranstaltung gehört oder in der Zeitung darüber
gelesen, unternehmen aber nichts. Die Kommunen wollen die Durchführung der Ver-
anstaltung gar nicht mit den Veranstaltern erörtern. Es gibt natürlich – auch aus dem
Ehrenamt – gute Veranstalter, die genau wissen, was sie machen. Für diese würde
sich nicht allzu viel ändern. Es würde sich für diejenigen etwas ändern, die es einfach
wie immer machen und dabei die wesentlichsten Aspekte der Veranstaltungssicherheit
außer Acht lassen.

Wie ich schon gesagt habe, glaube ich, dass die Behörden vor Ort in der Garanten-
stellung dafür sein müssen, dass auf die Sicherheit geachtet wird. Ganz klare Rege-
lungen dafür, unter welchen Voraussetzungen eine Veranstaltung durchgeführt wer-
den darf, wären eine Unterstützung sowohl für die Behörden als auch für die Veran-
stalter.

Zu den angesprochenen Mehrkosten: Beispielsweise bei Karnevalszügen werden mitt-
lerweile in fast jeder Kommune Sanitätsdienste und Security eingesetzt sowie Glas-
verbote und teilweise bereits Alkoholverbote erteilt. Das ist das Ergebnis von Proble-
men in der Vergangenheit – ohne dass es ein Gesetz dafür gibt. Also würde ein sol-
ches dies nur weiter unterstützen, für alle verbindlich machen und uns helfen, sichere
Veranstaltungen – egal welcher Größe – gewährleisten zu können.



Landtag Nordrhein-Westfalen - 22 - APr 17/368

Innenausschuss 13.09.2018
20. Sitzung (öffentlich) CR

Wie es auch im Antrag der SPD steht, gibt es keine Garantie dafür, dass durch ein
solches Gesetz keine Mehrkosten entstehen werden. Einige Veranstalter müssen si-
cherlich mit Mehrkosten rechnen, da bei ihnen bestimmte Kosten vorher nicht – ob zu
Recht oder nicht – aufgekommen sind.

Bezüglich der Frage nach Bundes- oder Landesrecht: Ich bin kein Jurist und kann
nichts dazu sagen. Ich habe allerdings versucht, die Not der Kommunen in diesem
Bereich aufzuzeigen und verdeutlicht, dass eine Akzeptanz hergestellt werden muss –
ob durch eine Verordnung oder dadurch, dass der Orientierungsrahmen wie auch im-
mer juristisch verbindlich wird, müssen Juristen herausfinden. Eine bundeseinheitliche
Lösung halte ich für fast utopisch. Die genehmigenden Behörden haben die örtlichen
Gegebenheiten im Blick, weil sie örtlich vernetzt sind und die Besonderheiten kennen.

Thomas Hußmann (Feuerwehr, Rettungsdienst und Bevölkerungsschutz Lan-
deshauptstadt Düsseldorf): Ich beginne mit der „bösen Behörde“. Es wirkt fast so,
als seien die Behörden die, die den Spaß bei Veranstaltungen verhindern wollen. Un-
term Strich muss man sagen, dass die allermeisten Veranstaltungen in Nordrhein-
Westfalen gut laufen, gut organisiert sind und sich seit vielen Jahren weiterentwickeln.
Dabei war der Orientierungsrahmen eine große Hilfe.

Ich stelle immer wieder fest, dass die Leute unsicher sind – sowohl die Sachbearbeiter
in den Kommunen auf der einen und als auch die Veranstalter auf der anderen Seite.
Beispielsweise das Urdenbacher Erntedankfest in einem Düsseldorfer Stadtteil: Es
hört sich unspektakulär an, aber dort ist richtig viel los. An einem schönen Herbsttag
ist der Stadtteil voll. Als der Orientierungsrahmen kam, hat sich der Veranstalter, ein
Düsseldorfer Ratsmitglied, massiv beschwert: Das Sicherheitskonzept, die Kosten –
das ginge gar nicht. Ich habe mich mit ihm zusammengesetzt und ihn gebeten aufzu-
schreiben, was er seit vielen Jahren ohnehin schon tue. Das Ergebnis: Rund 85 % des
Erforderlichen wurde ohnehin schon praktiziert, nur hatte es nie jemand festgehalten.
Das bisschen, was noch fehlte, haben wir ergänzt.

Dabei ist folgende Idee entstanden: Weil uns viele Fragen zu Kleinveranstaltungen wie
Stadtfesten oder Pfarrkirmessen jeden Tag gestellt werden, haben wir Merkblätter ent-
wickelt, mit denen wir auch deutlich machen wollen, dass wir nicht die „böse Behörde“,
sondern ein Partner sind. Unsere mittlerweile rund zehn Merkblätter geben wir den
Veranstaltern zu klassischen Fragen an die Hand. Darin steht dann beispielsweise, ob
Heizpilze in Innenräumen genutzt werden dürfen oder welche Auflagen für Osterfeuer
gelten. Die Merkblätter decken mittlerweile ein breites Spektrum ab, und die Leute sind
sehr dankbar dafür. Ein solches Angebot fehlte bis jetzt.

Muss es eine bundeseinheitliche Regelung geben? – In den letzten zehn Jahren war
ich sehr viel in Deutschland unterwegs und habe Basisvorträge für Sachbearbeiter der
Ordnungsämter und Bauaufsichtsämter gehalten. Dabei habe ich mich mit sehr prak-
tischen Veranstaltungsthemen beschäftigt – beispielsweise welche Gitter wo genom-
men werden, wie man was initiieren kann, was für Rettungswege gilt, ob man Rege-
lungen für Innenräume auf Außengelände übertragen kann usw.
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Meine Feststellung dabei: Es ist erschreckend, was in Deutschland passiert. Kommen
durchs Land ziehende Veranstalter wie beispielsweise Bierbörsen nach Düsseldorf,
hören wir, unsere Verwaltung sei so kompliziert. In unserem Nachbarland Rheinland
Pfalz zum Beispiel gibt es überhaupt keine Vorgaben – auch für Rock am Ring. Diese
Veranstaltung wird irgendwie zusammengeschustert.

Ich habe mir gestern noch einmal die Regelungen der einzelnen Länder angesehen.
Einige haben den Orientierungsrahmen in ähnlicher Form übernommen, und ich weiß,
dass einige Bundesländer gerade intensiv daran arbeiten – insbesondere Berlin, weil
dort erkannt wurde, dass es so nicht weitergeht.

Brauchen wir ein Gesetz? – Um das beantworten zu können, fehlt mir der fachliche
Hintergrund. Hätte der Orientierungsrahmen eine verbindliche Fassung, an die sich
gehalten werden muss, und bekäme er ein Update mit deutlich mehr praktischen Re-
gelungen, wäre das eine sehr große Hilfe.

Thema „Terror“: Das ist Sache der Polizei. Als Feuerwehr prüfen wir nur, ob die Terror-
abwehrsperren von uns durchfahren werden können. In den letzten Jahren habe ich
allerdings sehr häufig Streit darüber erlebt, wer für die Kosten aufkommen muss. Das
ist bei großen Veranstaltungen in der Regel kein Thema. Wer allerdings bei den vielen
kleinen Veedelszügen und Stadtteilfesten die Container stellt usw. ist ein großes Streit-
thema: Ist die Kommune verantwortlich? Die Polizei sieht sich nicht in der Zuständigkeit
und verweist auf den Veranstalter. Der Veranstalter hat dafür aber gar kein Geld.

Meine persönliche Meinung: Terrorabwehr ist Gefahrenabwehr und damit Sache der
Polizei. Das kann man auch anders sehen, aber welcher Schützenverein soll das leis-
ten? Welche Sperren müssen eingesetzt werden, wie groß und wie schwer müssen
diese sein, welche Fahrzeuge müssen sie aushalten können, wie werden sie aufge-
stellt? – Woher soll ein Schützenverein all das wissen? Auch zu diesem Thema haben
wir ein Merkblatt entwickelt.

Christian A. Buschhoff (xEMP Extra Entertainment Media Publishing oHG): Ich
gehe auf die an uns alle gestellten Fragen ein und versuche, alles bisher Gehörte aus
Sicht einer Person, die als gebürtiger Soester seit fast 25 Jahren die Allerheiligenkir-
mes kennt und national und international Projekte realisiert, einzuschätzen.

In meiner Ausführung habe ich dargestellt, dass wir uns vor Augen führen müssen,
dass die Kommunen in Bezug auf Veranstaltungen in einem Wettbewerb stehen. Man
sollte das Thema „Kostensteigerungen“ aus dieser Perspektive betrachten, weil es im-
mer eine Frage von Investitionen ist.

Ist eine Kommune bereit, Veranstaltungen möglich zu machen und zu fördern, einen
Gutachter zu bezahlen und beispielsweise für Abiturfeiern die Rolle des Veranstalters
zu übernehmen? Abiturfeiern finden nämlich jedes Jahr statt. Weil ich meine Abitur-
feier damals selber mitgeplant habe, weiß ich, dass, wenn man mit 18 Jahren Veran-
stalter einer Feier mit 2.500 Gästen wird, das Risiko sehr groß ist. Daher sollte man
überlegen, ob Kommunen nicht Wege finden können, um dies zu kanalisieren.

Zum Thema „Verbindlichkeit“ habe ich heute dazugelernt. Ich habe mich klar gegen
ein Veranstaltungssicherheitsgesetz ausgesprochen, weil ein solches es aus meiner
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Sicht nicht schaffen wird, die drei von mir genannten dynamischen Faktoren in Ein-
klang zu bringen. Als jemand, der Veranstalter vertritt – ich sitze in entsprechenden
Gremien und vertrete deren Interessen –, halte ich es für extrem wichtig, Verbindlich-
keit herzustellen. Es ist ein sehr smarter Gedanke, einen Weg zur Herstellung dieser
Verbindlichkeit zu suchen.

Ich habe das vor ein paar Jahren als Konzessionierung innerhalb der Verbände, mit
denen ich verbunden bin, durchgesprochen. Ich bin auch Herrn Fuß für seine Ausfüh-
rungen dankbar: In Deutschland ist alles geregelt, aber jeder darf Veranstalter wer-
den. – Allein zu fragen, ob jemand Steuerschulden hat und woher derjenige kommt
und warum er Veranstalter werden möchte, würde zu einer Erhöhung des Drucks – im
positiven Sinne – und einer Professionalisierung führen.

Ein Veranstaltungssicherheitsgesetz würde die Situation meiner Meinung nach un-
günstig verkomplizieren. Der Orientierungsrahmen bietet eine gute Grundlage für Wei-
terentwicklungen. Außerdem könnte man, wie Herr Hußmann, zu Merkblättern über-
gehen oder Checklisten entwickeln – es gibt verschiedene Methoden.

Als jemand, der die Veranstaltungswirtschaft sehr gut kennt, unterstütze ich den Ge-
danken, eine Verbindlichkeit herzustellen, auch um eine finale Verantwortlichkeit zu
klären – und zwar nicht allein durch die Genehmigung einer Veranstaltung, sondern in
einer Verordnung.

Dr. Gerd-Ulrich Kapteina (Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH): Zunächst
gehe ich auf die Frage „Gesetz oder Verordnung?“ von Herrn Dr. Katzidis ein: Es ist
schwer, diese Frage jetzt abschließend zu beantworten. Ich neige zu einer gesetzli-
chen und nicht zu einer untergesetzlichen Regelung. Mein Anliegen ist eine Entbüro-
kratisierung des Veranstaltungsrechts. Meine diesbezügliche Überlegung ist, die ver-
schiedenen Zuständigkeiten zu bündeln, damit sich die verschiedensten Ansprech-
partner nicht möglicherweise widersprechen. Ein Ansprechpartner und eine am Ende
verantwortliche Behörde sind das Ziel.

Mir gefällt, was der Orientierungsrahmen für das Baugenehmigungsverfahren – was
so allerdings nicht übertragbar ist – vorschlägt: Eine ganz einfache, vielleicht nur einen
Satz lange Regelung, die eine einzige Genehmigung, die eine sogenannte Konzentra-
tionswirkung für alle anderen hat, vorschreibt. Das ist es auch, was mir an der Lösung
in Bayern gefällt, Herr Vorsitzender. Eine solche Vorschrift hätte zur Folge, dass sich
intern abgestimmt würde – wie das auch bei anderen Genehmigungen der Fall ist –,
um dann eine finale Erlaubnis zu erteilen. Dies sehe ich als Vorteil, Mehrwert und Be-
standteil der Entbürokratisierung an. Diese Konzentrationswirkung lässt sich verbind-
lich nur in einem Gesetz regeln. Aus diesem Grund würde ich, wenn Sie mich heute
fragen, für ein Veranstaltungsgesetz plädieren.

Die zweite von Herrn Dr. Pfeil und Herrn Sieveke gestellte Frage betrifft die Kollision
mit dem kommunalen Selbstverwaltungsrecht in Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz. Wir müs-
sen unterscheiden zwischen den Belangen, die der kommunalen Selbstverwaltung un-
terliegen, und den Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung im Rahmen der Gefah-
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renabwehr. Das Veranstaltungsrecht würde ich nicht als Gestaltungsrecht im kommu-
nalen Sinne ansehen, sondern als reines Gefahrenabwehrrecht und sehe daher erst
einmal kein Problem – man muss weiter darüber diskutieren, aber im Polizei- und Ord-
nungsrecht besteht dieses Problem nicht; auch die anderen Länder haben es nicht. Es
soll aber auf keinen Fall einen Eingriff in die Frage bedeuten, ob eine Veranstaltung
gewollt ist oder nicht. Es geht allein um die Gefahrenabwehr.

Müssen wir zwischen kleinen und großen Veranstaltungen unterscheiden? – Ich folge
in dieser Frage den Ausführungen von Herrn Buschhoff, da er darauf hingewiesen hat,
dass auch kleine Veranstaltungen gefährlich sein können. Es hängt nämlich tatsäch-
lich von der jeweiligen Veranstaltung ab. Mir geht es darum, dass sowohl die Großver-
anstalter als auch die kleinen Veranstalter einen möglichst einfachen Weg zum Erfolg
finden. Dies ließe sich in einer möglichst allgemein gehaltenen Regelung mit Konzent-
rationswirkung zusammenfassen; dies könnte eine solche gesetzliche Erlaubnis, eine
Anzeigepflicht oder Ähnliches sein.

Zuletzt komme ich auf die Frage nach den Kosten zu sprechen: Wir sprechen über
Entbürokratisierung, weil Bürokratisierung die Veranstaltungssicherheit nicht erhöht –
das ist unsere klare Botschaft; auch vor dem Hintergrund der Erfahrungen, die wir in
letzter Zeit gemacht haben. Daher gehe ich davon aus, dass alles, was wir hier über
Veranstaltungssicherheit besprechen, kostenneutral ist. Es geht nicht darum, zusätz-
liche Aufwände oder Sicherheitsprüfungen zu fordern. Soweit sie notwendig sind, wer-
den wir nicht um sie herumkommen – zum Beispiel bei Großveranstaltungen mit meh-
reren 100.000 Leuten. Doch wir reden ja jetzt über kleinere Veranstaltungen, wo wir
das nicht brauchen werden, weshalb eine Vereinfachung des bürokratischen Wegs in
der Regel allenfalls zu einer Kostensenkung führen dürfte. Derzeit führt der Versuch,
die Frage der Veranstaltungssicherheit durch eine Überdehnung des Baurechtes –
nämlich indem versucht wird, sie in das Korsett der Sonderbauverordnung hereinzu-
pressen, wobei diese eigentlich gar nichts mit Veranstaltungen zu tun hat – zu lösen,
dazu, dass entsprechende Entfluchtungs- und sonstige Gutachten beigebracht werden
müssen. Diese sind für solche kleinen Veranstaltungen aber unter Umständen und
einzelfallbezogen gar nicht nötig.

Zusammengefasst: Entbürokratisierung, Bündelung durch ein Gesetz und, wenn mög-
lich, Kostenminimierung.

Thomas Hußmann (Feuerwehr, Rettungsdienst und Bevölkerungsschutz Lan-
deshauptstadt Düsseldorf): Als Feuerwehrmann habe ich noch eine Anmerkung:
Auch bei den Feuerwehren ist die Fachexpertise, die wir in Düsseldorf über die Jahre
aufgebaut haben, nicht üblich. In der gesamten Feuerwehraus- und -fortbildung sind
Veranstaltungen kein Thema.

Warum sitze ich hier? 1994 ist auf der Düsseldorfer Kirmes eine Gondel weggeflogen.
Die Feuerwehr war ahnungslos. Der damalige Dezernent hat den Amtsleiter aufgefor-
dert, sich um Veranstaltungen zu kümmern. Ich war damals in den gehobenen Dienst
aufgestiegen, junger Inspektor und plötzlich für Veranstaltungen verantwortlich. In den
ersten Jahren glaubten wir, gut aufgestellt zu sein. 1997 fand dann allerdings das Kon-
zert der Toten Hosen im Rheinstadion statt, bei dem ein Mädchen gestorben ist und
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200 Leute – zum Teil schwer – verletzt wurden. Ich wurde wegen fahrlässiger Tötung
angeklagt. Gott sei Dank ist dieser Fall für mich gut ausgegangen, weil der Veranstalter
zu viele Tickets verkauft hatte. Dadurch sind aber die Feuerwehr und der damalige
Oberbürgermeister wachgeworden, sodass die Stelle „Ereignisse aus besonderem
Anlass“ eingerichtet wurde, woraus mittlerweile die geschäftsführende Stelle „Veran-
staltungen“ mit drei Mitarbeitern, die sich ausschließlich mit Veranstaltungen beschäf-
tigen, geworden ist. In dieser Größenordnung gibt es eine solche meines Wissens
nach nur in Düsseldorf. – So viel dazu, warum ich als Feuerwehrmann zu diesem
Thema hier sitze und Fragen ganzheitlich beantworten kann.

Vorsitzender Daniel Sieveke: Ich bedanke mich für Ihre wertvollen Beiträge. – Der
Ausschuss wird sich zu gegebener Zeit noch einmal mit dem Antrag der SPD ausei-
nandersetzen.

gez. Daniel Sieveke
Vorsitzender
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